
Stand: 04.03.2026 20:16:37

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/19295

"EU-Fördergelder an Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit knüpfen?"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/19295 vom 29.11.2017

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/21147 des BU vom 06.02.2018

3. Beschluss des Plenums 17/21342 vom 22.03.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 128 vom 22.03.2018



 

17. Wahlperiode 29.11.2017 Drucksache 17/19295 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Diana Stachowitz, Annette Karl, Natascha Kohnen, Andre-
as Lotte, Bernhard Roos SPD 

EU-Fördergelder an Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit knüpfen? 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Hinblick auf die künftige EU-
Kohäsionspolitik auf Bundes- und EU-Ebene auf eine Prüfung hinzu-
wirken, ob und ggf. wie der Erhalt von Fördergeldern aus den EU-Ko-
häsionsfonds an die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in Empfänger-
ländern geknüpft werden kann. Ziel muss sein, dass die vertraglich 
vereinbarten Grundwerte der Europäischen Union auch in der prakti-
schen Politik wieder zum Richtwert werden. 

 

 

Begründung: 

Die Europäische Union ist nicht nur eine Wirtschafts- und Währungs-
union, sondern auch eine Wertegemeinschaft. In Art. 2 des Vertrags 
über die Europäische Union (EU-Vertrag) heißt es: „Die Werte, auf die 
sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Frei-
heit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der 
Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Min-
derheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer 
Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminie-
rung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frau-
en und Männern auszeichnet.“ 

Die Achtung und Einhaltung dieser Grundwerte darf nicht zur Disposi-
tion gestellt oder einer beliebigen politischen Opportunität geopfert 
werden. Der EU-Vertrag und der Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) legen Verfahren bei Verstößen gegen 
EU-Recht fest. Zeigen sich diese als nicht einleitbar oder zielführend, 
sollte über andere Sanktionsmöglichkeiten zumindest nachgedacht 
werden. 

Die amtierende Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD hat im Mi-
nisterrat Mitte November Presseberichten zufolge die EU-Kommission 
um Prüfung gebeten, die Vergabe von EU-Mitteln künftig an die Ein-
haltung der Rechtsstaatlichkeit zu knüpfen. Diese Initiative verdient 
die Unterstützung der Staatsregierung, der aufgrund eigener spezifi-
scher außenpolitischer Beziehungen besondere Verantwortung zu-
kommt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/19295 

EU-Fördergelder an Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit knüpfen? 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Georg Rosenthal 
Mitberichterstatter: Thorsten Schwab 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag 
nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sit-
zung am 6. Februar 2018 beraten und e i n s t im m ig  Zu-
stimmung empfohlen. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Annette Karl, Natascha Koh-
nen, Andreas Lotte, Bernhard Roos SPD 

Drs. 17/19295, 17/21147 

EU-Fördergelder an Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit knüpfen? 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Hinblick auf die künftige EU-
Kohäsionspolitik auf Bundes- und EU-Ebene auf eine Prüfung hinzu-
wirken, ob und ggf. wie der Erhalt von Fördergeldern aus den EU-Ko-
häsionsfonds an die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in Empfänger-
ländern geknüpft werden kann. Ziel muss sein, dass die vertraglich 
vereinbarten Grundwerte der Europäischen Union auch in der prakti-
schen Politik wieder zum Richtwert werden. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, vorab einige Informationen dazu: Die Lis-

tennummer 38 ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der Antrag der Abge-

ordneten Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Piazolo und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-

fend "Kritische Prüfung der Südwest-Umgehung Olching" auf Drucksache 17/19285. 

Er soll auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einzeln beraten werden. 

Der Aufruf würde am Ende der Tagesordnung erfolgen.

Des Weiteren möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in seiner Sitzung am 

Dienstag die unter der Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit betreffend 

die "Bewertung von Gesundheitstechnologien" auf der Drucksache 17/21174 beraten 

und einstimmig empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bei den Beratungen 

im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Die Beschluss-

empfehlung ist der Liste beigefügt.

Die unter den Nummern 4 bis 6 aufgeführten öffentlichen Konsultationsverfahren auf 

den Drucksachen 17/20592 bis 20594 wurden diese Woche ebenfalls im Ausschuss 

endberaten. Die Ausschüsse haben auch hier einstimmig empfohlen, zu den Konsulta-

tionsverfahren eine Stellungnahme abzugeben. Im Einzelnen verweise ich auf die der 

Abstimmliste beigefügten Beschlussempfehlungen der Ausschüsse.

(...)
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Wir kommen damit zur Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, 

FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Gegen-

stimmen? – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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